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Europäisierung aus räumlicher Perspektive? 
Konzeptionelle Beiträge und Potenziale

TOBIAS CHILLA

Zusammenfassung 
In den Politikwissenschaften waren die 1990er Jahre geprägt 
von einer Debatte um ‚Europäisierung‘, v.a. ausgelöst von dem 
Eindruck, dass die Europäische Union zunehmenden Ein luss 
auf den (sub-) nationalen Politikebenen bekam. In den raumbe-
zogenen Disziplinen spielte diese Debatte lange Zeit kaum eine 
Rolle. Zwar beschäftigen sich viele Geographen und Raumpla-
ner durchaus mit einer Vielzahl von Aspekten der EU-Politik, 
und eine zunehmende Bedeutung der EU wird zweifellos auch 
hier gesehen. Eine konzeptionelle Debatte aber wurde lange 
nur in Ansätzen geführt. 

Dieser Beitrag skizziert zunächst die politikwissenschaftlich 
geprägte Debatte um Europäisierung und fragt sodann nach 
räumlichen Bezügen. Hierbei wird zunächst die These einer 
möglichen Deterritorialisierung re lektiert, bevor dann die 
These der Reterritorialisierung im Sinne einer komplexer 
werdenden Rolle von Raum im Politikprozess diskutiert wird. 
Sodann wird am Beispiel der Regionalpolitik das Instrument der 
Politikfeldanalyse vorgestellt, bevor abschließend die Potenzia-
le der geographischen Perspektive kurz erörtert werden. 

Dieser Beitrag versteht sich als einleitende Überblicksdarstel-
lung, die abschließend zu den weiteren, spezi ischeren Beiträ-
gen des Themenheftes zur Europäisierung überleitet. 

Europäisierung, Europäische Integration, Deterritorialisierung, Reter-
ritorialisierung, politics of scale, Mehr-Ebenen-Governance

Abstract
Europeanisation from a territorial perspective? 
Conceptual contributions and potentials 
During the 1990s, political science debates focused largely on 
‘Europeanisation’, triggered by the experience that the Euro-
pean Union was gaining in luence at national and sub-national 
governmental levels. This debate has had limited impact within 
the ields of spatial research. It is true that geographers and 
planners had indeed worked on a large variety of aspects 
concerning EU politics, and the growing role of the EU has 
certainly been recognised, too. However, a conceptual debate 
has only sparsely taken place. 

This article sketches the political science debate on Europe-
anisation and then discusses questions on the spatial and 
territorial implications. Both the postulate of deterritorialisa-
tion and of reterritorialisation are being re lected, the latter 
meaning the more complex role of space in political processes. 
At the example of regional policy the tool of policy analysis is 
referred to. Finally, the potentials of the geographic perspective 
on Europeanisation are brie ly discussed. 

The article is intended to give an overview and introduction 
to the special issue on Europeanisation, and then leads over the 
more speci ic contributions. 

Europeanization, European Integration, Deterritorialisation, Reterri-
torialisation, politics of scale, multi-level governance 

Begrif liche Annäherung 
Zwar beschäftigten sich viele Geogra-
phen, Raumplaner und Vertreter ver-
wandter Disziplinen mit einer Vielzahl 
von Aspekten der EU-Politik, und eine zu-
nehmende Bedeutung der EU wird zwei-
fellos auch hier gesehen. Dies betrifft 
zahlreiche Forschungsgegenstände, wie 
etwa die Liberalisierung von internen 
EU-Grenzen oder die europäische Regio-
nalpolitik. Auch die Finanzierung von 
raumbezogener Forschung durch EU-
Budgets wie z.B. das Forschungsrahmen-

programm oder INTERREG-Projekte 
kann dabei durchaus als eine Facette von 
Europäisierung gesehen werden. 

Dennoch liegt bislang kaum eine syste-
matische Auseinandersetzung mit dem 
Konzept der Europäisierung aus geogra-
phischer, räumlicher Sicht vor (s. allerdings 
die Übersichten von C  u. J  2009; 
B  et al. 2005; H  et 
al. 2008). Dieser Artikel wie auch das ge-
samte Themenheft wollen einen Beitrag 
dazu leisten, diesen Begriff aus der räum-
lichen Perspektive heraus besser zu fassen. 

Ausgangspunkt für die Re lexion der Eu-
ropäisierung ist dabei die politikwissen-
schaftliche Literatur, deren Debatte um 
Europäisierung seit beinahe zwei Jahr-
zehnten so intensiv geführt wird, dass 
der Versuch eines umfassenden Über-
blicks an dieser Stelle vermessen wäre; 
mehr als eine vereinfachende Skizze kann 
hier nicht gegeben werden. 

Zunächst ist klarzustellen, dass die Eu-
ropäisierungsdebatte in allererster Linie 
auf die Politik der Europäischen Union 
abzielt, so dass die Bezeichnung EU-isie-
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rung“ („EU-isation“, R  2003, S. 27) 
eigentlich treffender wäre. Auch der vor-
liegende Beitrag sowie das gesamte The-
menheft beziehen sich auf dieses Ver-
ständnis. Allerdings ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Trennung EU/Nicht-EU 
weniger scharf ist, als zunächst vielleicht 
vermutet. Dies zeigt nicht nur die rasan-
te Erweiterungsdynamik der vergange-
nen Jahrzehnte. Vielmehr belegt dies 
auch die Tatsache, dass Nicht-Mitglieds-
länder wie die Schweiz oder auch Bei-
trittskandidaten wie Kroatien sehr offen-
sichtlichen Veränderungen aufgrund von 
EU-Politik unterliegen. Handels-, Sicher-
heitspolitik, Standardisierungen usw. 
sind wirkmächtig weit über die EU-Gren-
zen hinaus; Europäisierungskonzepte 
sind also nicht auf Mitgliedsstaaten be-
schränkt (so auch G  in diesem Heft; 
S  2009). 

Was aber ist nun Europäisierung? Zur 
konzeptionellen Klärung liegen inzwi-
schen verschiedene Typologisierungen 
vor (z.B. O  2002; K  2005). Beson-
ders prominent ist nachfolgend skizzier-
te Vierteilung, die R  (2003) folgt: 

Erstens wird hierbei Europäisierung als 
Konsequenz der Europäischen Integration 
auf die sub-europäische Ebene (national-
staatlich, regional, lokal) gesehen. Diese 
Perspektive kann als das vorherrschende 
Verständnis angesehen werden. 

Europäisierung als – zweitens –  ‚terri-
torialer Ansatz‘ und ‚geographical con-
cept‘ meint zurzeit vor allem die Frage 
nach Außengrenzen der EU und die da-
mit eng verbundenen Fragen von Terri-
torialität, also der hoheitlichen Befugnis-
se innerhalb dieser Grenzen. 

Europäisierung als – drittens – institu-
tionelle Stärkung auf Europäischer Ebene 
wird begrif lich häu ig eher als Europäi-
sche Integration gefasst, so auch in die-
sem Artikel, und daher weitgehend aus-
geblendet bleiben. Europäisierung als, 
viertens, ‚Export‘ meint die Wirkmächtig-
keit europäischer Normen und Werte in 
Ländern und Regionen jenseits der Euro-
päischen Union bzw. Europas. 

Die am weitesten geteilte, unter ers-
tens genannte, Auffassung versteht Eu-
ropäisierung als die Konsequenz aus 

der Europäischen Integration heraus 
gleichsam ‚vor der Haustür‘, als ‘dome-
stic impact of European Integration’. Eu-
ropäische Integration und Europäisie-
rung sind demnach zwei Seiten einer 
Medaille. Integration meint die Verlage-
rung von Kompetenzen, Ressourcen und 
politischer Aufmerksamkeit auf die eu-
ropäische Ebene. Europäisierung meint 
die sich daraus ergebenden Konsequen-
zen auf die darunter liegenden Ebenen 
(R  2003, S. 33). Prägnant for-
muliert worden ist dieses Verständnis 
von B  und R  (2005) im Titel 
ihres Aufsatzes „When Europe hits 
home“. 

Eine umfassendere De inition dieses 
Europäisierungsverständnisses gibt R -

: „Processes of a) construction, 
b) diffusion, and c) institutionalization of 
formal and informal rules, procedures, 
policy paradigms, styles, ‚ways of doing 
things‘, and shared beliefs and norms 
which are irst de ined and consolidated 
in the making of EU public policy and pol-
itics and then incorporated in the logic of 
domestic discourse, identities, political 
structures, and public policies“ (R -

 2003, S. 30 m.w.N.; sehr ähnlich etwa 
O  2002, S. 926). 

Nachdem Ende der 1980er Jahre die 
Phase der ‚Eurosklerose‘, also die Phase 
relativer Schwäche der europäischen Po-
litik überwunden war, wurden in zahlrei-
chen Politikbereichen europäische Rege-
lungen verabschiedet, die in den dann fol-
genden Jahren im Zuge ihrer Umsetzung 
in den Mitgliedsstaaten für Aufsehen 
sorgten; eine intensivere Beschäftigung 
hiermit aus wissenschaftlicher Sicht war 
sodann nur folgerichtig. Die empirische 
Fülle von Untersuchungen ist inzwischen 
fast unüberschaubar, und der Fokus ist 
denkbar breit (s. E  u. R -

 2009). Europäisierung wird vor al-
lem untersucht im Bereich der Politikin-
halte (policies). Sehr prominent ist der 
Bereich der Agrarpolitik, in dem durch i-
nanzielle Instrumente erheblicher Ein-
luss auf nationale und regionale Politik 

sichtbar wird (z.B. R -R -
 2007), in der Umweltpolitik haben 

rechtliche Instrumente eine besonders 

hohe Durchsetzungskraft auf allen Ebe-
nen (s. J  u. L  2004; 
C   2007; zum Beispiel der Regional-
politik s. weiter unten). 

Auch im Bereich der institutionellen 
Anpassung, also der polity, liegt eine Rei-
he von Untersuchungen vor. Hier ist bei-
spielsweise die Rolle der juristischen In-
stanzen von hoher Relevanz – also die 
Frage, inwieweit denn in ‚Karlsruhe‘ oder 
‚Luxemburg‘ letztinstanzliche Entschei-
dungen getroffen werden (hierzu s. N -

 2007). 
Schließlich wird auch im Bereich der po-

litics, also im Politikprozess, auf die Verän-
derungen im Gefolge der europä ischen In-
tegration hingewiesen. Hier zeigt sich ein 
komplexes Spannungsfeld von oft subtilen 
Ein lüssen der europäischen Ebene und 
ebenso vielfältigen Gegenstrategien von 
subeuropäischen Akteuren, die hier eige-
ne Ein lussoptionen sichern wollen (hier-
zu P  2007). Die Neuartigkeit des 
Instrumentariums und die oft weder for-
mal noch gewohnheitsrechtlich regulier-
ten Politikprozesse schaffen Opportuni-
tätsstrukturen, die H  (2006) als insti-
tutional ambiguity bezeichnet hat. 

Diskursive Rahmungen und inanziel-
le Anreize sind dabei zweifellos bedeu-
tende Instrumente der Europäisierung 
(vgl. L  2007, S. 152 m.w.M., vgl. 
auch J  2000); besondere Bedeutung 
kommt in den empirischen Untersu-
chungen allerdings den rechtlichen Ins-
trumenten zu. Dies ist auf die eher gerin-
gen EU-Budgets in den meisten Politik-
feldern zurückzuführen (s.u.) und auf 
den oft abstrakten Charakter der politi-
schen Debatten, aber wohl vor allem auf 
die oft überraschend wirkmächtigen 
rechtlichen Vorgaben. Die Forschung zur 
Implementierung von EU-Vorgaben 
misst der These des institutional mis- it 
zentrale Bedeutung zu. Zugrunde liegen-
de These hierbei ist, dass die rechtlich-
organisatorische Distanz zwischen EU-
Vorgaben und (sub-) nationalen Situati-
onen ein zentraler Erklärungsfaktor für 
Europäisierungsprozesse ist (vgl. B -

 u. R  2000; D  2007).  
Europäisierung im rechtlichen Sinne 

hat dabei vor allem die Verschiebung von 
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Kompetenzen und der zugrunde liegen-
den Strategien im Fokus. Besonders pro-
minent sind hierbei die Strategien des 
upoading und downloading von politi-
schen Inhalten. Die Unterstützung von 
Kompetenzgewinnen der supranationa-
len Ebene (updloading) kann dadurch 
motiviert sein, dass politische Zielvor-
stellungen ‚über Bande‘ zur Geltung ge-
bracht werden sollen. Ein späterer down-
load der Politikinhalte – dann als Euro-
päisierungsprozess – kann den 
ge wünschten Erfolg bringen. Adressaten 
solcher Strategien können andere Politik-
Ebenen sein – klassisches Beispiel ist der 
Fall, wenn regionale Akteure die Politik 
der nationalstaatlichen Autoritäten be-
ein lussen wollen. Solche by-passing-Stra-
tegien können allerdings auch in hori-
zontaler Richtung eingesetzt werden, in-
dem Politikinhalte auf die europäische 
Ebene hoch geladen werden, deren 
Wirksamkeit in anderen Staaten als dem 
eigenen man erhofft. W  (2008, 
S. 325) spricht in letzterem Fall von 
cross-loading, das in territorialer Hin-
sicht von besonderem Interesse ist, da 
hier besonders zielgerichtet die Ein-
lussnahme jenseits der territorialen Pe-

rimeter beabsichtigt ist  (s.a. C  u. 
J  2009, S. 200). 

Eng verbunden mit diesen Strategien 
sind die Metaphern der policy-takers 
und policy-makers, aber auch des by-
passings widerstreitender politischer 
Akteure (vgl. z.B. für europäische Stadt-
politik s. S  2003; s.a. R -

 2003, S. 34). 
Bereits die Begrif lichkeiten weisen da-

rauf hin, dass Europäisierung mitnichten 
als Top-down-Prozess zu verstehen wäre. 
Die Initiative für politische Prozesse und 
die Zugewinne an Ein luss sind nicht not-
wendigerweise auf der supranationalen 
Ebene zu verorten.  

Im Ergebnis meint Europäisierung 
schließlich nicht zwingend, dass Politik 
auf subeuropäischer Ebene sich einander 
annähert oder gleichförmiger wird. Zwar 
ist Europäisierung ein möglicher Grund 
für policy convergence (s. H  u. 
K  2005); aber Europäisierung kann 
ebenso zu kontrastierenden Mustern füh-

ren und durchaus Divergenz auslösen 
(B  1999). 

Die  Europäisierungsliteratur der Poli-
tikwissenschaften kommt über weite 
Strecken ohne räumliche Bezüge aus. Al-
lerdings lassen sich hier durchaus promi-
nente verräumlichte Argumente inden, 
am breitesten wird die Debatte wohl ge-
führt zur ‚europäisierten Territorialität‘. 
Diese Debatte soll im nachfolgenden Ab-
schnitt weiter ausgeführt werden. 

Europäisierung als Deterritoriali-
sierung? 
Eine nicht untypische Ansicht über die 
Rolle von Raum oder Geographie in der 
politikwissenschaftlichen Literatur zu 
Europäisierungsprozessen gibt das fol-
gende Zitat wieder:  „A discussion of the 
ways in which European space may be 
politically organized and governed 
presupposes that Europe as a Geographi-
cal concept, the external boundary of Eu-
rope as a space or territory, can be deli-
mited and de ined” (O  2002, S. 926 
m.w.N., Hervorhebung ergänzt). 

In einem ersten Zugang spricht dieses 
‚geographische Konzept‘ die Verschiebun-
gen und  qualitativen Veränderungen von 
Außengrenzen der Europäischen Union 
an. Auch innerhalb der geographischen 
Debatte wird diese Diskussion durchaus 
verfolgt, wie insbesondere die Auseinan-
dersetzungen um Erweiterungen der EU 
um neue Mitglieder zeigen (für viele P -

 2005; A  2005; im deutschspra-
chigen Raum S  2005). 

Diese Debatte um Außengrenzen muss 
insofern allerdings vorsichtig geführt 
werden, als dass nicht für alle Politikbe-
reiche der gleiche territoriale Fokus gilt. 
Der Euro-Raum und der Gemeinsame Eu-
ropäische Markt sind nicht deckungs-
gleich; der Schengen-Raum oder die re-
gionalpolitischen Förderräume sind 
nochmals ganz andere Geographien. Der-
artige Feststellungen haben zur Diskus-
sion um ‚variable‘ oder auch ‚ lexible Geo-
graphien‘ geführt (z.B. G  2003; 
vgl. Abb. 1). Eng verbunden hiermit ist 
z.B. die Debatte um ‚Soft Spaces‘, u.a. in 
der Europäischen Raumentwicklung 
(H  et al. 2010; F  2010). 

Diesen Konzepten ist gemein, dass sie li-
near abgegrenzten Perimetern selbst auf 
unteren Maßstabsebenen und mit kon-
kreten planerischen Absichten nur be-
dingte Relevanz zumessen. Sie sehen die 
räumlichen Wirkmächtigkeiten vielmehr 
im politischen Kontext von konkreten Be-
dürfnissen, Machbarkeiten und Ein luss-
sphären. Diese können dann nicht nur 
zeitlich variieren, sondern durchaus auch 
‚quer‘ zu institutionalisierten räumlichen 
Abgrenzungen liegen. 

Diese Sichtweise unterscheidet sich er-
heblich vom Territorialitätsverständnis 
der europäischen Nationalstaaten, die 
ganz wesentlich auf eindeutige Außen-
grenzen abstellen. Die Jahrzehnte der Tei-
lung Deutschlands und die dann folgende 
Wiedervereinigung können hier allenfalls 
als partielle Ausnahme gelten. 

Die entscheidende Frage ist daher, was 
nun Territorialität im europäischen 
Mehr ebenensystem bedeutet. In einem 
politikwissenschaftlichen Lehrbuch zur 
Europäisierung wird formuliert: „Im eu-
ropäischen Mehrebenensystem fallen die 
funktionalen Aufgaben der staatlichen In-
stitutionen nicht mit den territorialen 
Grenzen der Ebenen zusammen ... Erste-
re liegen quer zu Letzteren“ (E  u. 
L  2007, S. 328). 
B  (2004, S. 531, s.a. O  2002, 
S. 927; J  u. K -K  
2004, S. 109) spricht vor diesem Hinter-
grund gar von ‚Deterritorialisierung‘. Die-
se These ist weitreichend, da mit dem Ter-
ritorialprinzip ein wesentliches Prinzip 
westeuropäischen Staats- und Demokra-
tieverständnisses in Frage gestellt wird. 
Um diese Thesen etwas zu beleuchten, 
soll hier zunächst das Konzept der Mehr-
ebenen-Governance vorgestellt werden, 
bevor zur Diskussion seiner spezi ischen 
Territorialität zurückzukommen ist. 

Das Konzept der Mehrebenen-Gover-
nance ist in den letzten Jahren in enger 
Verbindung zu Europäisierungsfragen 
entwickelt worden. Das Konzept argu-
mentiert explizit ‚territorial‘: „Multi-level 
governance initially described a ‘system 
of continuous negotiation among nested 
governments at several territorial tiers – 
supranational, national, regional and lo-
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cal’ that was distinctive of European 
Union structural policy …, but the term is 
now applied to the European Union more 
generally” (H  u. M  2003, 
S. 234 m.w.N.; Hervorhebung ergänzt). 

Historisch gesehen spielen territoriale 
Fragen in dieser Debatte schon dadurch 
eine wichtige Rolle, als dass die europä-
ische Regionalpolitik der empirische Ge-
genstand in den viel beachteten Arbeiten 
von H  und M  war, die als Be-
gründer der Debatte um Multi-Level-
Governance gelten können. Vor allem 
aber argumentieren die Arbeiten mit den 
eben angesprochenen territorial tiers, die 
häu ig so eng mit den institutionellen 
Ebenen verknüpft gesehen werden, dass 
institutionelle Ebene und territoriale 
Reichweite fast synonym verstanden 
werden. Diese Gleichsetzung wird im 
Hinblick auf das zugrunde liegende 
Raumverständnis als essentialistisch kri-
tisiert (z.B. G  2006, S. 885). 

Dabei ist aus rein rechtlicher Sicht zu-
nächst tatsächlich festzuhalten, dass das 
europäische Verständnis des Staates in-
nerhalb seines Territoriums recht weit-

gehende Rechte hat, die an den Außen-
grenzen aber zunächst enden. Bis heute 
ist das Territorialprinzip als Basis für die 
Herstellung von politischer Souveränität 
und Legitimität entscheidend; grundsätz-
lich andere Organisationsformen, die 
etwa auf Ethnie oder Religion abstellen, 
spielen kaum eine Rolle (vgl. H  u. 
M  2003, S. 239). Indem jetzt auf eu-
ropäischer Ebene eine Vielzahl von ho-
heitlichen Regelungen geschaffen wird, 
stellt sich eben nicht nur die Frage ihres 
Geltungsbereiches (dies spielt auf die be-
reits angesprochene variable Geometrie 
an). Es stellt sich auch die Frage der de-
mokratischen Legitimierung, die sich 
nicht über eine eigene ‚Europa-Territori-
alität‘ begründen lässt – das EU-Parla-
ment zählt aufgrund seiner sehr limitier-
ten Befugnisse nur sehr bedingt als Ge-
genargument. Vielmehr lässt sich die 
demokratische Verankerung von Europa 
nur über die Mitgliedsstaaten her begrün-
den, deren verfassungsrechtliche Territo-
rialität zunächst unangefochten ist. Diese 
Art der Territorialität wird bezeichnet als 
sekundäres Territorium, das aus einer Zu-

sammenlegung souveräner nationalstaat-
licher Territorien hervorgeht („pooled ter-
ritory“ nach M  2001, S. 425; „in-
terterritoriality“ nach C  u. J  
2009, S. 200). Hierbei wird darauf hinge-
wiesen, dass diese Zusammenlegung rein 
additiv ist und kein umfassender Trans-
fer auf eine supranationale Ebene erfolgt, 
beispielsweise im Hinblick auf eine ver-
meintliche „EU-Bürgerschaft“ (s. B -

 et al. 2005). 
Nun mag aus rechtlicher Sicht die Lage 

noch vergleichsweise klar sein; aus tages-
politischer Sicht sieht es deutlich unüber-
sichtlicher aus. Hierhinter steht die Fra-
ge, ob ein politisches Mandat auf die 
Grenzen der jeweiligen Gebietskörper-
schaft begrenzt ist und zugleich, ob es 
tatsächlich in jedem Winkel seines Ge-
biets auch wirksam ist. Souveränität wird 
demgemäß nicht als a priori für bestimm-
te Territorien gegeben verstanden, son-
dern als etwas, das hergestellt werden 
muss. Nach diesem Verständnis ist Sou-
veränität de facto Gegenstand von Aus-
handlungen zwischen verschiedenen Ak-
teuren und Ebenen (so J  2000). 
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Abb. 1: Europäisierung als fl exible Geographie? Zeitliche und räumliche Dynamik der verschiedenen Außengrenzen
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Die Logik dieser politischen Verhand-
lungsprozesse wird nun in zweierlei 
Richtung gedeutet. Die eine, bereits an-
gesprochene Deutung, zielt auf die Deter-
ritorialisierung des politischen Gesche-
hens, oder: „transformation from territo-
ry to function” (B  2004, S. 531, s.a. 
O  2002, S. 927). Nach dieser Deu-
tung sind es funktionale Logiken, häu ig 
auch temporäre Zweckbündnisse, die das 
politische Geschehen steuern, weitge-
hend unabhängig von territorialen Zu-
schnitten, Zuständigkeiten und Legitimie-
rungen. Europäisierte Territorialität in 
diesem Sinne meint also nicht nur, dass 
mit der Europäischen Ebene eine zusätz-
liche Ebene im Politikbetrieb hinzuge-
kommen ist, was auf unteren Ebenen ver-
schiedene Konsequenzen hat. Vielmehr 
wäre in diesem Sinne durch Europäisie-
rung das Prinzip der territorialen Orga-
nisationslogik wesentlich geschwächt, 
wenn nicht abgelöst worden. Diese Sicht-
weise hat offensichtliche Schnittstellen 
zur Debatte der 1990er Jahre zu Globali-
sierungsprozessen. 

Eine abweichende Interpretation be-
sagt, dass Europäisierung gerade nicht 
mit einer Deterritorialisierung der Poli-
tik einhergehe, sondern mit einer deut-
lich komplexeren Praxis der Territoriali-
tät (so F  1996; J  2000; 
V  2009). Beispielweise anhand 
von starken Metropolregionen (vgl. 
B  1999; J  2005) oder von 
Grenzräumen (P  2007) ist ge-
zeigt worden, dass politische Souveräni-
tät vielfach durch neue, Ebenen übergrei-
fende Diskurse und Bündnisse hergestellt 
wird. Aus geographischer Sicht wird hier 
vielmehr von Re-Scaling oder von Re-Ter-
ritorialisierung zu sprechen sein, weni-
ger von einer Enträumlichung (vgl. E  
2005). Dieser Interpretationsweise wird 
im Folgenden näher nachgegangen. 

Europäisierung als Re-Territoria-
lisierung 
Wenn der Ausgangspunkt lautet, dass 
territoriale Fragen im Zuge der europä-
ischen Integration politisch komplexer 
werden, so ist empirisch gesehen die 
Analyse von politischen Diskursen und 

ihren Argumentationen und Stilmitteln 
zentral, einschließlich der bildlich-karto-
graphischen Gestaltungsmittel (s. z.B. 
A  2005; R  et al. 2005; G -

 2003, S. 44).  
Dies betrifft zunächst die Wortwahl 

(das Labelling). Beispielsweise ist die po-
litische Debatte nicht auf den Begriff des 
Territoriums beschränkt. Aus empirischer 
Sicht wird z.B. die Bedeutung des Wortes 
‚Area‘ in EU-Dokumenten hervorgehoben. 
B  et al. (2005) deuten die 
Prominenz dieses Begriffs dahin gehend, 
dass hiermit nicht nur der sensible Begriff 
des Territoriums vermieden wird, son-
dern auch eine Alternative zu dem auf 
multinationaler Ebene verbleibenden 
pooled territory etabliert wird. Ausdrücke 
aus dem Verfassungsentwurf wie „a spe-
cial area of human hope“ illustrieren, dass 
Raumbezüge vor allem als eine ideale, 
geographisch nicht abschließend de i-
nierte Zukunftsvision eingesetzt werden 
(B  et al. 2005, S. 340). 

B  hat bereits 1996 darauf hinge-
wiesen, welche Wirkmächtigkeit das me-
taphorische Konzept des Netzwerkes hat. 
In den frühen 1990er Jahren hat dieses 
Konzept beispielsweise in Form der 
transnationalen Netze (TEN), der Vorstel-
lung der (digital) vernetzten Gesellschaft 
oder der Förderung von Expertennetz-
werken konkrete und sehr vielfältige po-
litische Konsequenzen gezeitigt. Auch als 
territoriales Konzept hat das Netzwerk 
eine klare Stoßrichtung. Es erlaubt euro-
paweites Agieren auch auf so sensiblen 
Feldern wie der Kulturpolitik, ohne ter-
ritorial gefasste Zuständigkeiten explizit 
in Frage stellen zu müssen (B  1996, 
S. 31, 35). Die Etablierung der transeuro-
päischen Netze sind umfassend von J -

 und R  analysiert worden. 
Sie legen in ihren diversen Arbeiten dar, 
dass die Verknüpfung des planerisch-
konkreten Politikbereiches „Transnatio-
nale Europäische Netze“ mit den eher ab-
strakten Diskursen um polyzentrale Ent-
wicklung politisch nicht als politisch 
neutral einzuschätzen ist. Vielmehr deu-
ten sie diese ver lochtenen Diskurssträn-
ge als einen wirkmächtigen Ein luss, der 
ökonomische Zielstellungen über andere 

politische Zielstellungen etabliere (s. J -
 u. R  2003, R  u. 

J  2004; s.a. H  2000; H  
2004). 

Im Rahmen der critical geopolitics wer-
den die ‚spheres of in lucence‘ vor allem 
auch jenseits der gültigen  EU-Außen-
grenzen thematisiert (s. A  u. C -

 1995; Ó T  1996; S -
 2007). Zuletzt stand hier vor al-

lem die European Neighborhood Policy 
(ENP) im Mittelpunkt. Im Zuge der EU-
Ost-Erweiterung von 2004 ist eine Poli-
tik entstanden, die sich vor allem um Im-
migrationsfragen und die Prävention von 
Kriminalität dreht. Obwohl dies nicht als 
geopolitisches Handeln deklariert ist, so 
führt die ENP letztlich doch zu einer Be-
ein lussung von hoheitlichen Regulierun-
gen in den Nachbarstaaten in beträchtli-
chem Ausmaß. K  (2011) spricht hier 
von „tacit geopolitics“, deren Tätigkeit die 
Trennwirkung der EU-Außengrenzen par-
tiell verwischt. Sie argumentiert weiter, 
dass explizit geographische Argumente 
oft bewusst ausgeklammert werden, um 
inale Konzeptionen zu vermeiden, die die 

spheres of interest limitieren könnten. De-
territorialisierung wird demgemäß also 
zur Aufrechterhaltung  von Machtoptio-
nen eingesetzt. Die geographische „cons-
tructive ambiguity“ (K  2011, S. 1148) 
vermeidet zudem, divergierende Ansich-
ten von EU-internen Akteuren abstim-
men zu müssen (vgl. B  et 
al. 2009; s. auch G  in diesem Heft).  

S  und L  (2010) betonen 
dabei, dass der Ein luss jenseits territori-
aler Zuständigkeiten nicht unbedingt auf 
starken Instrumenten der machtpoliti-
schen Ein lussnahme basieren muss. Am 
Beispiel der Unterstützung von zivilge-
sellschaftlichen Kooperationen in Nicht-
Mitgliedsländern zeigen sie, dass die Ver-
breitung bestimmter politischer Normen 
auf eher subtilem Wege erfolgen kann. 

In der Analyse politischer Diskurse 
kommt den Argumenten der Maßstäb-
lichkeit große Bedeutung zu. Europäische 
Integration meint eine Maßstabserweite-
rung im politischen Sinne, die politische 
Konsequenzen hat. Eine neue politische 
Ebene ist nicht nur ein neuer Akteur, der 
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potenzieller Verbündeter sein kann. Viel-
mehr bietet die damit verbundene räum-
liche Maßstabsebene einen verstärkten 
argumentativen Bezugspunkt. Im Mittel-
punkt der ‚politics of scale‘ steht die Er-
klärung von politischen Machtverschie-
bungen anhand von diskursiven Bezug-
nahmen der Akteure auf bestimmte 
Maßstabsebenen und parallel durch Ko-
alitionsbildungen über Ebenen hinweg. 
Dabei wird mithin gefragt nach „scalar di-
vision of labour, scalar ixes, scale jum-
ping, and re-scaling” als strategischen In-
strumenten des Politikprozesses (J  
2005, S. 227; vgl. S  2000). 

Beispielsweise erhoffen sich ‚Peripher-
Regionen‘ des nationalen Maßstabs 
durch Europäisierung – vor allem in 
Form der Liberalisierung der Binnen-
Grenzen – in die ‚Mitte Europas‘ zu kom-
men (P  2007, S. 861 m.w.N.). 
Diese Strategie wird nicht nur von loka-
len oder regionalen Akteuren eingesetzt, 
sondern ebenso durch EU-Akteure. In 
dem Bemühen, europäische Politikinhal-
te auf regionaler Ebene zu implementie-
ren und gelegentlich auch um nationale 
Widerstände zu umgehen, sind gerade in 
den Grenzräumen die INTERREG-Pro-
gramme zielgerichtet entwickelt worden. 
Umgekehrt haben auch subnationale Ak-
teure z.T. spürbaren Ein luss auf Europä-
isierungsprozesse (H  2007, 
S. 332). 

Teile der critical geopolitics gehen über 
die rein analytische Betrachtung hinaus 
und beziehen gelegentlich normative Po-
sition. In der Literatur zur Europäisie-
rung wird beispielsweise eine neue „me-
ta-geography“ (M  2008) regelrecht 
gefordert oder eine „multi-scalar, open 
identity“ Europas (so P  2005, S. 585; 
ähnlich M  2008; J  2005). 
Sehr kritisch gesehen werden hierbei die 
‚überkommenen‘ nationalstaatlichen, kul-
turellen oder ökonomischen Grenzen, die 
es zu überwinden gelte – wobei zugleich 
deutlich vor den Tendenzen eines Neoli-
beralismus gewarnt wird (differenzie-
rend hierzu H  u. O  2002). 
Im Bereich der Grenzraumforschung 
schwingt ebenfalls häu ig politische Kri-
tik mit, insbesondere an der Exklusions-

Funktion der Außengrenzen (z.B. van 
H  u. P  2007). 

Bei allem Erkenntnisgewinn, die die 
hier geschilderten Konzepte bringen, ist 
darauf hinzuweisen, dass bereits vor dem 
Einsetzen von Europäisierungsprozessen 
die Verbindung von physischem Territo-
rium und politischer Kontrolle nicht im-
mer so eindeutig war wie es im Rückblick 
erscheint, dass aber das Hinzukommen 
der neuen Politikebene den Blick für die-
se Problematik erst eröffnet (vgl. R  
1993; M  2001).

Ohne diese Debatte hier abschließen zu 
wollen, so zeigt sie in Bezug auf Europä-
isierung aus räumlicher Sicht eines ganz 
deutlich: Politisch-institutionelle und 
raumkonzeptionelle Überlegungen hän-
gen sehr eng zusammen. Der interdiszi-
plinäre Dialog um die räumlichen Konse-
quenzen ist anspruchsvoll. Die Gefahren 
von Raumfallen (territorial trap i.S.v. A -

 1994) ist ebenso offensichtlich wie 
das Potenzial interdisziplinären Dialogs. 
Dieser Dialog wird bislang aber eher 
punktuell geführt, nicht selten existieren 
disziplinäre Diskurse in parallelen Sphä-
ren (so auch E  2010). 

Die ‚klassische‘ Politikfeldanalyse 
– das Beispiel Regionalpolitik 
In der Analyse von europäisierten Poli-
tikfeldern (policies) spielt die räumliche 
Brille eine wichtige Rolle. Zu nennen sind 
hierbei insbesondere die Regional-, 
Transport-, Städte-, Geo-, Migrations- 
oder Umweltpolitik. In der Untersuchung 
von Europäisierungprozessen in einzel-
nen Politikfeldern kann auf ein etablier-
tes Instrumentarium der Politikwissen-
schaften zurückgegriffen werden – dies 
sei hier am Beispiel der Regionalpolitik 
illustriert. 

Regionalpolitik ist intensiv von Vertre-
tern der Planungs- und Raumwissen-
schaften untersucht worden. Dies liegt 
schon inhaltlich nahe und ist auch durch 
die hohe politische Dynamik in diesem 
Feld begründet (s. F  2009; D  et 
al. 2010; s.a. H  in diesem Heft). 

Obwohl erst seit dem Lissabon-Ver-
trag vom Dezember 2009 eine gewisse 
formelle Kompetenz zur europäischen 

Raum entwicklung in Kraft ist, hat sich 
die europäische Tätigkeit auf diesem 
Feld außerordentlich dynamisch entwi-
ckelt. Dabei hat sich im Zuge der Etablie-
rung von Europäischem Raumentwick-
lungskonzept (EUREK, 1999), Territorialer 
Agenda (TA, 2007) und ESPON-Programm 
(European Spatial Observatory Network, 
2002) zumindest vorübergehend eine 
epistemic community  gebildet, die in Po-
litik und Wissenschaft das Thema gera-
dezu leidenschaftlich verfolgt hat (F -

 2009; s.a. E  u. S  2008; für 
Deutschland s. J  2005). Das ESPON-
Programm ist ein Programm für ange-
wandt-wissenschaftliche Raumanalysen 
auf europäischem Maßstab, in dem For-
schung und politische Institutionen in en-
gem Austausch stehen (www.espon.eu). 

Insgesamt ist in der Europäischen Re-
gionalpolitik ein Großteil des EU-Budgets 
verausgabt worden (s. Abb. 2). Zwar be-
ruht dies auf den Zielsetzungen der sozi-
alen und ökonomischen Kohäsion, diese 
sind aber eng mit den Ambitionen der 
territorialen Kohäsion verbunden. 

Abbildung 2 illustriert die große bud-
getäre Bedeutung der Regionalpolitik. 
Diese zeigt zum einen, dass im Finanz-
rahmen 2007-2013 die Regionalpolitik 
im engeren Sinne, die vor allem mit redis-
tributiven Mitteln ausgestattet ist, zum 
ersten Mal einen größeren Anteil hat als 
die Agrarpolitik im klassischen Sinne, die 
vor allem mit marktbezogenen Subventi-
onen agiert. Die aktuellen Debatten um 
den Finanzrahmen ab 2014 lassen keinen 
Zweifel daran, dass sich dieser Trend ver-
stärken wird. Zum zweiten zeigt die Ab-
bildung auch, dass die Regionalpolitik ei-
nes der wenigen Politikfelder ist, in dem 
inanzielle Mittel das zentrale Instrument 

sind. In den allermeisten Politikbereichen 
stehen rechtliche und persuasive Instru-
mente deutlich weiter im Vordergrund – 
man denke nur an die Umwelt- oder Ar-
beitsmarktpolitik, wo rechtliche Vorga-
ben die weitaus wichtigeren Instrumente 
sind. Die Visualisierung des EU-Budgets 
darf nicht zu dem Trugschluss verleiten, 
dass in der Regionalpolitik die europäi-
schen Ein lüsse zwingend größer seien 
als in anderen Bereichen, auch weil bei 
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der Verausgabung der Gelder die natio-
nalstaatliche Ebene ein nicht unerhebli-
ches Mitspracherecht hat. Zugleich ba-
siert die europäische Regionalpolitik 
nicht allein auf inanziellen Mitteln, son-
dern fußt auch auf anderen Instrumen-
ten. Umfassend widmen sich B  und 
W  (2008) dem Thema, die eine 
Typologie der Europäisierung vorschla-
gen, deren eine Achse sich der Tempora-
lität von Europäisierung widmet, wäh-
rend die andere Achse die Instrumente 
fokussiert (s. Tab.). Diese Herangehens-
weise argumentiert praxisnah und ba-
siert vor allem auf institutionenbezoge-
ner Analyse. Insbesondere die Bedeutung 
des Lernens in diesen Prozessen wird 
hervorgehoben. 

Diese Typologie illustriert beispielhaft, 
wie in einzelnen Politikbereichen politik-
wissenschaftliche Europäisierungs-Kon-
zepte gleichsam subsumiert werden kön-
nen. Allerdings ist diese Studie insofern 
eher eine klassische Politikfeldanalyse, 
als dass der Raum – in konzeptioneller 
wie in empirischer Hinsicht – weitgehend 
eine Black Box bleibt. 

Auch angesichts der hohen Budget-Re-
levanz ist es wenig überraschend, wenn 
auf dem Gebiet der Regionalentwicklung 
eine Fülle von angewandten Forschungs-
projekten von europäischen, regionalen 
oder anderen Institutionen beauftragt 
worden ist. Diese Studien befassen sich 
zwar zumeist nicht explizit mit Europäi-
sierung, im Kern geht es jedoch häu ig 
um die Konsequenzen aus der europä-
ischen Integration – beispielsweise wenn 
nach den Veränderungen auf Arbeits- 
oder Absatzmärkten gefragt wird oder 
wenn neue Migrationsströme für politi-
schen Debatten sorgen. 

Viele Arbeiten sind bereits durch ihre 
Konzipierung als Evaluationsstudien, 
best-practice-Vergleiche u.ä. von vorn-
eherein normativ angelegt – und diese 
Art der Forschung hat zweifellos ihre Be-
rechtigung, auch wenn häu ig mehr kri-
tisches Hinterfragen gewünscht wird (für 
die Auswirkungen der Liberalisierung 
von Grenzen vgl.  H  2007; 
N  2006; K  u. H  
2004). 

Die Potenziale geographischer 
Perspektiven
Was aber sind nun die Potenziale des 
geographischen, des räumlichen Zugangs 
zu Europäisierung, welchen Herausfor-
derungen hat sich diese Perspektive im 
interdisziplinären Dialog zukünftig zu 
stellen? 

Grundsätzlich hat der räumliche Zugang 
in seiner ganzen Breite der Disziplin – die 
hier nicht abzubilden ist – zweifellos viel 
Potenzial. Dieses Potenzial soll aber zu-
mindest in Stichwortform in fünf per-
spektivischen Aufgabenbereichen illus-
triert werden. Die ersten drei Perspekti-
ven sind eher der geographischen 

Abb. 2: Das EU Budget 2007-2013 nach Ausgabenbereichen, in Mrd. Euro

Means

E f f e c t s  

Short-Term Influence Long-Term Influence

Change of self 
perception and 
position in 
Europe 

Change in the 
use of termino-
logy, temporary 
application of 
new terms and 
concepts 

Change of laws, 
“daily” practice, 
procedures, 
cooperation 
patterns (orga-
nizational lear-
ning) 

Implementation 
of single concrete 
action that would 
not happen or 
would happen 
differently without 
EU influence 

Implementation 
of directives 
and regulations
 
Use of EU 
finding as 
incentives
 

Influenced by a 
(hegemonic) 
discourse at the 
European level

Quelle: BÖHME u. WATERHOUT 2008, S. 244   

ESDP European Spatial Development Perspective,
ESPON European Spatial Planning Observatory Network,
LEADER Liaison entre Actions de Développement de L’Economie Rurale

Possible environ-
mental directives 
in the long run

ESDP application 
in INTERREG

ESDP application, 
ESPON use 

EU regulations in 
various sector 
fields, Structural 
Funds regulations

Structural Funds, 
organizational 
learning through 
INTERREG, 
LEADER

ESDP application 
at national level in 
rare cases

Formal terminolo-
gy put down in 
regulations 

INTERREG, 
Structural Funds 

ESDP application
ESPON 

Application of EU 
directives in gene-
ral 

Where EU provides 
co-funding, infra-
structure projects, 
INTERREG

Europäisierungs-Typologie für das Beispiel Raumentwicklung

Tab.: Europäisierungs-Typologie für das Beispiel Raumentwicklung



9

Europa Regional 18 (2010) 1  |  Europäisierung aus räumlicher Perspektive? 

Grundlagenforschung zuzurechnen, die 
weiteren beiden Punkte zählen zum an-
gewandten Bereich. Vorweg ist für all die-
se Bereiche festzuhalten, dass der räum-
liche Fokus breit ist. Europäisierung kann 
auf lokaler Ebene ebenso re lektiert wer-
den wir auf globaler Ebene. 

Zum ersten sind die Raumkonzeptionen 
im politischen Prozess ein hoch relevantes 
Untersuchungsobjekt. Hierbei stehen vor 
allem institutionen- und diskursbezoge-
ne Ansätze im Vordergrund. Die politisch-
geographische Perspektive wird hierbei 
die Frage bearbeiten, wie die Reproduk-
tion neuer Räume für bestimmte Zwecke 
und Machtoptionen diverser Akteure 
dient und wie der Einsatz von Instrumen-
ten der politics of scale zu deuten ist. 

Das im politischen Prozess sich entwi-
ckelnde Verständnis von Territorialität 
wird hierbei auch in den kommenden Jah-
ren besondere Aufmerksamkeit verlan-
gen – allzu dynamisch sind die derzeiti-
gen Prozesse. Die Frage bleibt, wie sich 
dieses Kern-Konzept europäischer Staats-
organisation unter dem Ein luss der eu-
ropäischen Integration entwickeln wird. 

Zum zweiten ist es eine wichtige Aufga-
be der Geographie, auf die Komplexität 
des Raumbegriffs in der wissenschaftli-
chen Analyse hinzuweisen, und dies vor 
allem in der Debatte mit anderen Diszi-
plinen. Weiter oben klang bereits an, dass 
die Vorstellungen des Container-Raumes 
oder des metrischen Raumes nach wie 
vor eine Versuchung sein können. Die 
Raumwissenschaften müssen wohl kla-
rer die Relevanz von umfassenderen 
Raumkonzepten kommunizieren (vgl. E -

 2010). Dies ist unabhängig davon, ob 
es konstruktivistische,  relationale Raum-
konzepte, institutionentheoretischen 
oder andere Zugänge sind. Je nach Kon-
text sind diese Stränge hochgradig an-
schlussfähig an die zahlreichen Debatten 
der Politikanalyse. Der Begriff des Raums 
(space) geht weit über die dreidimensio-
nale materielle Betrachtung hinaus und 
meint zugleich nicht nur den politisch so 
relevanten Begriff des Territoriums. Illus-
trierend sei hier auf das geschilderte Bei-
spiel der Mehrebenen-Governance ver-
wiesen, in der eine systematische Klä-

rung des Verhältnisses von Maßstab und 
Hierarchie-Ebene noch aussteht.

Zum dritten bleibt es eine zentrale 
Aufgabe der Raumwissenschaften, die 
raumstrukturellen Veränderungsprozes-
se im Gefolge von europäischer Integra-
tion zu analysieren. Das heute immer 
noch beschränkte Wissen im Hinblick 
auf wirtschaftliche Ver lechtungen in re-
gionalen Grenzräumen ist auch ein Man-
ko in Debatten um Europäisierung. Der-
zeit bleibt der Eindruck, dass Themen 
der Globalisierung oder auch nationale 
oder regionale Themen deutlich weiter 
im Vordergrund stehen als europäische 
Fragestellungen. 

Dabei sollten die räumlichen Diszipli-
nen nicht nachlassen, in den ihnen nahe 
liegenden Feldern ihre Kompetenz einzu-
bringen, wie in der angesprochene Regi-
onal-, Transport-, Städte-, Geo-, Migra-
tions- oder Umweltpolitik. Aber auch in 
vielen anderen, nicht typisch ‚räumli-
chen‘, Politikfeldern, sind Prozesse der 
Europäisierung entsprechend zu analy-
sieren, deren räumliche Bezüge sich erst 
beim zweiten Blick offenbaren – als nur 
ein Beispiel sei die europäische Kultur-
politik genannt (vgl. S  2009).

Viertens erscheint es wünschenswert, 
wenn die geographische Sicht in ange-
wandter Forschung zu ‚Europa‘ prominen-
ter würde. Die Selbstverständlichkeit, mit 
der Geographen angewandte ‚Begleitfor-
schung‘ auf lokaler, regionaler oder nati-
onaler Ebene machen, ist auf europäischer 
Ebene bei Weitem noch nicht erreicht. Ob-
wohl inzwischen eine große Bandbreite 
an Themen insbesondere im Rahmen des 
ESPON-Programmes abgebildet ist, so 
kann dieses mitnichten als vollständig an-
gesehen werden. Zwar sind inzwischen 
die verfügbaren Analysen zu Demogra-
phie oder ‚Lissabon-Indikatoren‘ recht 
umfassend. Aber gerade bei vielen tages-
politisch brisanten Themen werden doch 
die weißen Flecken des ‚Europa-Wissens‘ 
schmerzhaft bewusst. Die energiepoliti-
schen Diskussionen, die sozialpolitischen 
Themen und gerade auch wirtschaftspo-
litischen Diskussion der aktuellen Krise 
bleiben bislang weitgehend ohne europa-
weite, geographische Re lexion. 

In diesem Zusammenhang ist auf das gro-
ße Potenzial der Geographie in der Visu-
alisierung und Kartierung genannt. Diese 
Erwartung aus Nachbardisziplinen wird 
gelegentlich mit Unbehagen gesehen, da 
man weder Essentialist noch rein techni-
scher Kartographie-Support sein möchte. 
Tatsächlich aber werden auf europä-
ischer Ebene derzeit so viele Karten pro-
duziert und verhandelt wie wohl nie zu-
vor. Sowohl die Europäische Kommission 
als auch Eurostat haben ihre kartographi-
schen Kompetenzen deutlich ausgebaut; 
parallel werden die zahlreichen Karten 
des ESPON-Programmes nicht nur ver-
breitet, sondern auch reproduziert. Die 
systematische Visualisierung, Interpreta-
tion und Kritik von regionalstatistischen 
Daten ist eine wichtige Aufgabe. Europä-
isierung ist nur solide zu re lektieren ist, 
wenn es eine ambitionierte und lächen-
deckende Begleitforschung gibt. 

Der fünfte – und in dieser Übersicht 
letzte – Punkt ist im wissenschaftlichen  
Bereich nicht unsensibel. Die ‚klassische‘ 
Kompetenz der Geographie, über spezi i-
sche Regional-Expertise zu verfügen und 
raumbezogen auch lexikalisches Wissen 
zu schaffen, wurde vom Selbstbild der 
Geographie in den vergangenen Jahren – 
aus gutem Grunde – in den Hintergrund 
gestellt. So sind beispielsweise klassisch-
geographische Überblicksdarstellungen 
seit der Kritik an länderkundlichen An-
sätzen weitgehend verschwunden (in 
dieser Tradition aber L  
2005; im englischsprachigen Raum s. U -

 1998; in Deutschland s. das auch 
konzeptionell ambitionierte Überblick-
werk „Europa – eine Geographie“ von 
G  et al., in Vorbereitung). Es er-
scheint aber disziplinstrategisch hoch re-
levant, als ein Fachbereich wahrgenom-
men zu werden, der überfachlich relevant 
und sichtbar ist. ‚Europa‘ ist nicht nur Po-
litik und Volkswirtschaft, sondern insbe-
sondere auch Geographie. 

Die Beiträge dieses Heftes 
Es lässt sich festhalten, dass Europäisie-
rung ein zweifellos lohnendes Arbeitsge-
biet gerade für die räumlichen Diszipli-
nen ist, auch wenn die Herausforderun-
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gen nicht gering sind. Vor diesem 
Hintergrund stellen die folgenden drei 
Beiträge dieses Heftes beispielhaft drei 
Aspekte der Europäisierung dar. 

Verena H  untersucht, wie sich 
die Beteiligung an INTERREG-B Program-
men als Europäisierung fassen lässt. Kon-
zeptionell spielen vor allem die horizon-
tale und vertikale Dimension der Europä-
isierung eine wichtige Rolle, und hierbei 
zugleich der Begriff des Lernens. Diese 
Prozesse werden illustriert anhand von 
mehreren Fallbeispielen. 

Martin G  untersucht den parado-
xen Fall der Europäisierung von Politik, 
in der die Migrationspolitik durch Nicht-
EU-Akteure in Nicht-EU-Staaten stark be-
ein lusst wird. Um ihre migrationspoliti-
schen Vorstellungen operativ in den bei-
den Nicht-EU-Staaten Albanien und 
Ukraine umzusetzen, greift die EU seit 
vielen Jahren bereits auf spezialisierte in-
ternationale Regierungsorganisationen 
zurück.

Tom B  beleuchtet zunächst die 
aktuellen Etablierungsprozesse einer 
Städtepolitik auf europäischer Ebene, be-
vor er ein aktuelles Pilotprojekt von Lu-
xemburger Staat und diversen Städten 
beleuchtet. In Form ‚antizipierender‘ Eu-
ropäisierung werden hier derzeit Poten-
ziale ausgelotet und Handlungsbereit-
schaft ausgebaut. 

Diese Beiträge zeigen sehr deutlich, 
dass Europäisierung auch und gerade da 
statt indet, wo man sie nicht erwartet. 
Europäisierung ist mehr als ein simpler 
Anpassungsdruck für EU-Mitgliedsstaa-
ten in Top-down-Richtung. Dies betrifft 
den Fall der Migrationspolitik, wo Euro-
päisierung vor allem jenseits der EU Au-
ßengrenzen statt indet. Der Fall Luxem-
burgischer Städtepolitik zeigt, dass Euro-
päisierung auch in antizipierender Weise 
statt inden kann. Die typische, chronolo-
gische Reihenfolge von – zuerst – euro-
päischer Integration und – erst dann – 
Europäisierung wird hier aufgelöst. Im 
Fall des INTERREG-Programmes wird ge-
zeigt, dass Europäisierung nicht nur in 
vertikaler Weise, also zwischen den poli-
tisch-administrativen Hierarchieebenen 
ablaufen kann, sondern gerade auch auf 

einer horizontalen Ebene, in Form des 
grenzüberschreitenden Lernens. 

Die Beiträge zeigen auch die sehr un-
terschiedliche Operationalisierung von 
Raum in Europäisierungsprozessen. Im 
Fall des INTERREG-Programmes ist 
Raum vor allem als Gegenstand einer Po-
litik gesehen, in dessen Bearbeitung Eu-
ropäisierungsprozesse ausgelöst werden. 
Im Fall der Migrationspolitik wird die 
Problematik der Territorialität berührt – 
wer hat auf welchem Territorium welche 
Rechte, und wie lässt sich dies demokra-
tisch legitimieren. Im Fall der Städtepoli-
tik wird der städtische Raum des Klein-
staates anders konzipiert, also rekon-
struiert. Nicht mehr nur die nationale 
Raumordnung ist das alleinige Verständ-
nis-Gerüst, sondern die Einbettung in den 
europäischen Kontext – ein typischer Fall 
des Maßstabs-Sprunges. 

Diese Beiträge können naturgemäß nur 
Schlaglichter auf die anstehenden Fragen 
der Europäisierung werfen. Viele Fragen 
bleiben offen, und die Europäisierungs-
dynamik wird in den kommenden Jahren 
wohl kaum nachlassen. Dieses Heft ver-
steht sich als ein Beitrag zu einem besse-
ren Verständnis, und vor allem als Auffor-
derung zur Debatte, zur verstärkten Be-
arbeitung des Themenfeldes. 
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